Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 949 


17.08. 73 


Sachgebiet 7810 


Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes“ für den Zeitraum 1973 bis 1976 

— Drucksache 7/61 — 

und der von der Bundesregierung hierzu vorgelegten Ergänzung 

— Drucksache 7/480 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Schmidt (Gellersen) 


Den Rahmenplan der Gemeinsdiaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes" für den Zeitraum 1973 bis 1976 (Drucksache 
7/61) sowie die Ergänzung hierzu (Drucksache 7/480) 
hat die Frau Präsidentin gemäß § 76 Abs. 2 der Ge- 
schäftsordnung am 16. März bzw. am 10. Mai 1973 
dem Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten federführend sowie dem Haushaltsausschuß 
mitberatend überwiesen. Der federführende Aus- 
schuß hat die Vorlage am 23. und 24. Mai, der Haus- 
haltsausschuß am 14. Juni 1973 beraten. Beide Aus- 
schüsse haben beschlossen, dem Bundestag vorzu- 
schlagen, die Vorlagen zur Kenntnis zu nehmen und 
künftig diese Ausschüsse bereits im Planungssta- 
dium zu beteiligen. 

Der vorliegende Rahmenplan ist vom Planungs- 
ausschuß für Agrarstruktur und Küstenschutz, dem 
der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten als Vorsitzender sowie der Bundesmini- 
ster der Finanzen und die elf Minister (Senatoren) 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten der Län- 
der angehören, in Ausführung des Gesetzes über 
die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" vom 2. September 
1969 in der Fassung vom 23. Dezember 1971 (BGBl. 
I S. 2140) beschlossen worden. 


Die Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes werden bereits seit 
Jahren mit Bundes- und /oder Landesmitteln geför- 
dert. In der Vergangenheit lag die Durchführung der 
Maßnahmen bei den Ländern. Der Bund machte seine 
finanziellen Leistungen zum Teil von Mitleistungen 
der Länder abhängig, wobei die finanzielle Lei- 
stungsfähigkeit und auch die agrarpolitischen Prio- 
ritäten des jeweiligen Landes eine wichtige Rolle 
spielten. Durch Artikel 91 a GG wurde die Verbes- 
serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes 
zur Gemeinschaftsaufgabe erklärt. Bei den Gemein- 
schaftsaufgaben wirkt der Bund bei der Erfüllung 
von Aufgaben der Länder mit, wenn diese Aufgaben 
für die Gesamtheit bedeutsam sind und die Mit- 
wirkung des Bundes zur Verbesserung der Lebens- 
verhältnisse erforderlich ist. Bund und Länder tra- 
gen hier gleichermaßen Verantwortung, was sich in 
einer gemeinsamen Planung und Finanzierung der 
Maßnahmen dokumentiert. Nach dem Gesetz über 
die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" werden folgende 
vier Maßnahmengruppen seit dem 1. Januar 1973 
als Gemeinschaftsaufgabe durchgeführt: 

1. Maßnahmen zur Vei^besserung der Produktions- 
und Arbeitsbedingungen in der Land- und Forst- 
wirtschaft, 
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2. wasserwirtschaftliche und kulturhautechnische 
Maßnahmen, 

3. Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruktur 
in der Land-, Fisch- und Forstwirtschaft, 

4. Küstenschutz. 

Für die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe ist 
der vorliegende Rahmenplan von Bund und Ländern 
gemeinsam aufgestellt worden im Rahmen der hier- 
für vom Gesetz festgelegten Voraussetzungen. 

In Teil I (Einführung) werden die gesetzlichen 
Grundlagen und das vorgeschriebene Verfahren für 
die Aufstellung des Rahmenplans dargelegt. In 
Teil II sind die Förderungsgrundsätze für die ver- 
schiedenen Maßnahmengruppen (z. B. Flurbereini- 
gung. waldbauliche und sonstige forstliche Maßnah- 
men, Küstenschutz) festgelegt. Teil III erläutert die 
Ziele der Förderungsgrundsätze für die einzelnen 
Maßnahmen sowie deren Finanzierung. Teil IV be- 
faßt sich mit den jeweiligen zu fördernden Maßnah- 
men in den einzelnen Bundesländern. Ferner enthält 
der Rahmenplan Gesamtzusammenstellungen des 
Mittelbedarfs bis zum Finanzplanjahr 1976 (Teil V 
und VI). 

Die von der Bundesregierung vorgelegte Ergän- 
zung zum Rahmenplan (Drucksache 7/480) be- 
schränkt sich auf die Förderungsgrundsätze für ein- 
zelbetriebliche Investitionen in der Landwirtschaft 
und für die ländliche Siedlung. Diese Förderungs- 
grundsätze konnten aus EG-rechtlichen Gründen bei 


Verabschiedung des Rahmenplans noch nicht fest- 
gelegt werden. 

Bei den Beratungen im federführenden Ausschuß 
wurde allseits bedauert, daß die Mitwirkungsmög- 
lichkeiten des Parlaments bei der Aufstellung des 
Rahmenplans bisher äußerst gering gewesen seien. 
Für die Zukunft müsse sichergestellt werden, daß 
die zuständigen Ausschüsse des Bundestages vor 
Weiterleitung der Anmeldungen der Länder zum 
Rahmenplan sowie vor der Neueinführung, Ände- 
rung oder Aufhebung eines Förderungsgrundsatzes 
oder einer Änderung des Rahmenplans diese Aus- 
schüsse hiervon Kenntnis erhielten. 

Einmütig war der Ausschuß in diesem Zusammen- 
hang der Auffassung, daß ihm die Bundesregierung 
die Möglichkeit geben müsse, den Vorschlag der 
EG-Kommission an den EG-Rat für eine Richtlinie 
zur Durchführung der Entschließung des Rates über 
die Landwirtschaft in bestimmten benachteiligten 
Gebieten, die mit den beiden hier behandelten Vor- 
lagen in engem Zusammenhang stehen, rechtzeitig 
vor der Beschlußfassung im Rat zu diskutieren. 

Der mitberatende Haushaltsausschuß hat sich den 
Empfehlungen des federführenden Ausschusses mit 
der Maßgabe angeschlossen, daß auch er vor der 
Beschlußfassung im Planungsaus schuß informiert 
werden soll. 

Im übrigen haben die beteiligten Ausschüsse die 
Vorlagen zur Kenntnis genommen. 


Bonn, den 13. August 1973 


Dr. Schmidt (Gellersen) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes“ für den Zeitraum 1973 bis 1976 

— Drucksache 7/61 — 

und die Ergänzung hierzu 

— Drucksache 7/480 — 

werden zur Kenntnis genommen. 


11. Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. nach Vorlage der Anmeldungen der Länder zum Rahmenplan der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 
diese mit den Vorschlägen des Bundesministers für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten dem Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und dem Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages vor Wei- 
terleitung an den Planungsausschuß zur Kenntnisnahme zuzuleiten, 

2. vor Neueinführung, Änderung oder Aufhebung eines Förderungsgrund- 
satzes oder Änderung des Rahmenplans diese Vorschläge dem Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und dem Haushaltsausschuß 
vor der endgültigen Beschlußfassung zur Kenntnisnahme zuzuleiten. 


Bonn, den 13. August 1973 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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